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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 RJ 1372/02.A
Datum 16.02.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 R 266/04
Datum 24.05.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 16. Februar 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch der KlÃ¤gerin auf eine Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit, hilfsweise â�� ab 01.01.2001 â�� auf eine Rente wegen
Erwerbsminderung.

Die am 1948 geborene KlÃ¤gerin ist StaatsangehÃ¶rige der Republik Bosnien und
Herzegowina. In der Republik Ã�sterreich hat die KlÃ¤gerin ab April 1968 bis
November 1969 und ab MÃ¤rz 1970 bis April 1972 Versicherungszeiten
zurÃ¼ckgelegt. In ihrem Heimatland weist sie Versicherungszeiten ab MÃ¤rz 1981
bis September 1987 und ab August 1994 bis Mai 1998 auf. In der Bundesrepublik
Deutschland war sie mit Unterbrechungen ab MÃ¤rz 1973 bis August 1980
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.
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Die KlÃ¤gerin gibt an, sie habe in ihrer Heimat den Beruf einer Taxifahrerin
ausgeÃ¼bt und in der Republik Ã�sterreich in einer Textilfabrik gearbeitet. Von
1994 bis 1998 sei sie selbstÃ¤ndige Gastwirtin gewesen. In der Bundesrepublik
Deutschland sei sie als Fabrikarbeiterin in der Elektroindustrie (Fa. S.) tÃ¤tig
gewesen, zuletzt am FlieÃ�band. Seit 02.10.1998 bezieht die KlÃ¤gerin nach dem
Recht ihres Heimatlandes Invalidenrente.

Am 14.11.1997 beantragte die KlÃ¤gerin Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit. Diesen Antrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 20.03.2002
und Widerspruchsbescheid vom 05.08.2002 ab. Es liege weder eine volle noch eine
teilweise Erwerbsminderung und auch keine BerufsunfÃ¤higkeit vor.

Gesundheitszustand und berufliches LeistungsvermÃ¶gen entnahm die Beklagte
dem im Zagreb erstellten Rentengutachten vom 12.07.1999 und weiteren
medizinischen Unterlagen aus dem Herkunftsland der KlÃ¤gerin, vor allem aber
dem Gutachten von Dr.Sch. vom 12.03.2002, das auf der Untersuchung der
KlÃ¤gerin am 04.03.2002 beruht.

Dagegen richtet sich die am 29.10.2002 erhobene Klage mit dem Begehren, der
KlÃ¤gerin aufgrund ihres Antrages vom 14.11.1997 Rente wegen
Erwerbsminderung bzw. wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit
zu bewilligen. Die KlÃ¤gerin sei auÃ�erstande, irgendwelche TÃ¤tigkeiten zu
verrichten. Die psychischen StÃ¶rungen wÃ¼rden sich immer mehr verschlechtern.
Sie leide auch an Herz- und WirbelsÃ¤ulenbeschwerden. Dazu legte sie einen
Ã¤rztlichen Befundbericht der Poliklinik in Citluk vom 07.10.2002 vor.

Das Sozialgericht holte medizinische SachverstÃ¤ndigengutachten ein von der
Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie, Sozialmedizin Dr.M. (Gutachten vom
06.09.2003) und von der Ã�rztin, Sozialmedizin, Dr.T. (Gutachten vom 18.10.2003).
Die SachverstÃ¤ndigen stellten bei der KlÃ¤gerin im Wesentlichen eine reaktive
Depression mit vermehrter Ã�ngstlichkeit und Somatisierungstendenzen,
Bluthochdruck mit beginnender RÃ¼ckwirkung auf Herz, Nieren und auf die
NetzhautgefÃ¤Ã�e, bluthochdruckbedingte Kopfschmerzen, AnÃ¤mie und
Thrombozytose sowie WirbelsÃ¤ulen- und Gelenkbeschwerden bei Fehl- und
Ã�berlastung und beginnenden UmbauverÃ¤nderungen mit FunktionsstÃ¶rungen
der linken Schulter und des linken HÃ¼ft- und Kniegelenks fest. Nach der
zusammenfassenden Beurteilung von Dr.T. ist die KlÃ¤gerin gesundheitlich in der
Lage, leichte Arbeiten zu ebener Erde, ohne Haltungskonstanz, stÃ¤ndiges Gehen
und Ã�berkopfarbeit, ohne besondere Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit,
ohne Zeitdruck und ohne Nacht- und Wechselschicht acht Stunden tÃ¤glich zu
verrichten. ZusÃ¤tzliche Arbeitspausen seien nicht erforderlich. BeschrÃ¤nkungen
des Anmarschweges zur ArbeitsstÃ¤tte bestÃ¼nden nicht. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne
sich auch noch auf neue einfache BerufstÃ¤tigkeiten umstellen.

Mit Gerichtsbescheid vom 16.02.2004 wies das Sozialgericht die Klage ab. Die
KlÃ¤gerin sei nicht wenigstens berufsunfÃ¤hig im Sinne des wegen der
Antragstellung vor dem 01.01.2001 anzuwendenden Â§ 43 Abs.2 SGB VI (a.F.). Die
Untersuchung der KlÃ¤gerin habe eine diffuse Klopfschmerzhaftigkeit Ã¼ber der
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Kalotte sowie eine HypÃ¤sthesie an den Fingern vier und fÃ¼nf links und an der
AuÃ�enseite des linken Beines ergeben. Die Kraft der linken Hand sei
schmerzbedingt eingeschrÃ¤nkt. Es bestÃ¼nde ein Ã¤ngstlich-depressives
Syndrom mit einer eher leichtgradig ausgeprÃ¤gten DepressivitÃ¤t und einer
leichten AffektlabilitÃ¤t. Im Bewegungsapparat und dem kardiovaskulÃ¤ren System
bestÃ¼nden Somatisierungstendenzen. Die psychophysische Minderbelastung der
KlÃ¤gerin sei auf den nur unzureichend behandelten Eisenmangel
zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die diastolische FÃ¼llungsstÃ¶rung weise auf eine beginnende
hypertensive Herzerkrankung hin, die Herzaktion zeige sich jedoch regelrecht und
nicht beschleunigt. Angina pectoris-Beschwerden und Kopfschmerzen wÃ¼rden
durch den Bluthochdruck hervorgerufen. Es sei auch eine hypertoniebedingte
NierenschÃ¤digung festzustellen, jedoch ohne eine EinschrÃ¤nkung der
Nierenfunktion. Als Folge des Bluthochdrucks bestÃ¼nden
NetzhautgefÃ¤Ã�verÃ¤nderungen. Die chronische Blutarmut fÃ¼hre zu keinen
gravierenden FunktionsstÃ¶rungen wie SchwÃ¤che oder Ã¼bermÃ¤Ã�ige
MÃ¼digkeit. Aufgrund der relativ diskreten klinischen Symptomatik seien aus den
BlutbildverÃ¤nderungen keine signifikanten EinschrÃ¤nkungen des
LeistungsvermÃ¶gens abzuleiten. Die WirbelsÃ¤ule sei in der Beweglichkeit nicht
stÃ¤rkergradig eingeschrÃ¤nkt. Im Bereich der groÃ�en Gelenke seien keine Ã¼ber
das Alter hinausgehende VerÃ¤nderungen festzustellen. BezÃ¼glich des linken
Armes bestÃ¼nde keine dauerhafte FunktionsstÃ¶rung. Der linke Oberarmmuskel
sei in seinem Umfang nicht gemindert. Die FuÃ�sohlenbeschwielung sei gut und
seitengleich ausgeprÃ¤gt. Die Beweglichkeit der Kniegelenke sei nicht, die der
linken HÃ¼fte um ein Drittel eingeschrÃ¤nkt. Obwohl die KlÃ¤gerin die in
Deutschland ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Arbeiterin in einer Fernseherfabrik, die eine
kÃ¶rperliche Belastbarkeit fÃ¼r mittelschwere Arbeiten und besondere
Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit voraussetze, nicht mehr ausÃ¼ben
kÃ¶nne, sei sie dennoch nicht berufsunfÃ¤hig, denn der KlÃ¤gerin seien als
ungelernte Arbeiterin alle BerufstÃ¤tigkeiten sozial zuzumuten, denen sie
gesundheitlich gewachsen sei. Die KlÃ¤gerin habe auch keinen Anspruch auf Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs.1 SGB VI a.F., weil sie noch
tÃ¤glich acht Stunden leichte Arbeiten mit EinschrÃ¤nkungen verrichten kÃ¶nne.
Ein Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� den ab
01.01.2001 geltenden Â§Â§ 43, 240 SGB VI bestÃ¼nde ebenfalls nicht, weil die
KlÃ¤gerin einen zumutbaren anderen Beruf als den bisherigen vollschichtig
ausÃ¼ben kÃ¶nne. Der Bezug von Invalidenrente nach bosnisch-herzogowinischem
Recht fÃ¼hre nicht zwingend zu einem Rentenanspruch nach deutschem Recht. Ein
solcher Anspruch sei allein nach deutschen Rechtsvorschriften und entsprechend
den hiesigen sozialmedizinischen GrundsÃ¤tzen festzustellen.

Am 13.05.2004 ging die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das ihr am 08.03.2004
zugestellte Urteil beim Bayer. Landessozialgericht ein. Zur BegrÃ¼ndung trug sie
vor, sie sei auÃ�erstande, irgend welche TÃ¤tigkeiten zu verrichten. Insbesondere
wÃ¼rden chronische psychische StÃ¶rungen vorliegen. Sie verfÃ¼ge Ã¼ber
wesentliche Kenntnisse einer gelernten Berufskraftfahrerin. Deshalb sei
Berufsschutz anzunehmen.

Die in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht anwesende und auch nicht vertretene

                               3 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html


 

KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 16.02. 2004 sowie den Bescheid der Beklagten vom 20.03.2002 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 05.08.2002 aufzuheben und die
Beklagte zu verurteilen, ihr aufgrund ihres Antrages vom 14.11.1997 Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, hilfsweise eine Rente
wegen Erwerbsminderung zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen und zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten, des Sozialgerichts Landshut und der Akte des Bayer. Landessozialgericht
sowie auf den Inhalt der vorbereitenden SchriftsÃ¤tze Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 16.02.2004 ist nicht zu beanstanden. Die KlÃ¤gerin hat gegen die
Beklagte weder einen Anspruch auf eine Rente wegen Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit nach den bis 31.12.2000 gÃ¼ltigen Â§Â§ 43, 44 SGB VI noch
nach den ab 01.01.2001 maÃ�geblichen Vorschriften der Â§Â§ 43, 240 SGB VI einen
Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung. Der Senat folgt diesbezÃ¼glich
in vollem Umfang den GrÃ¼nden des angefochtenen Gerichtsbescheides und sieht
daher gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 SGG von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

ErgÃ¤nzend ist lediglich auszufÃ¼hren, dass der Senat aufgrund der
Ã¼berzeugenden Gutachten von Dr.M. und Dr.T. keine Veranlassung sah, eine
weitere Begutachtung anzuordnen. Bei den Untersuchungen konnte auf
internistischem, psychiatrischem und orthopÃ¤dischem Gebiet keine
LeistungseinschrÃ¤nkung in einem AusmaÃ� gefunden werden, das eine zeitliche
Leistungsminderung der KlÃ¤gerin zur Folge hÃ¤tte. Gerade die in der
BerufungsbegrÃ¼ndung angesprochenen chronischen psychischen StÃ¶rungen
konnten in der von der KlÃ¤gerin beschriebenen AusprÃ¤gung im Rahmen der
Begutachtungen nicht festgestellt werden. Die GesundheitsstÃ¶rung auf
psychiatrischem Gebiet fÃ¼hrt lediglich zu einer leichtgradig geminderten
LeistungsfÃ¤higkeit. Auf internistischem Gebiet ergab sich insbesondere kein
Hinweis auf eine Herzleistungsminderung. Die chronische Blutarmut bewirkt bei der
KlÃ¤gerin keine SchwÃ¤che oder Ã¼bermÃ¤Ã�ige MÃ¼digkeit. Die nur diskrete
klinische Symptomatik hat somit keine wesentlichen EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens zur Folge. Auf orthopÃ¤dischem Gebiet ist die KlÃ¤gerin
wesentlich nur durch eine FunktionsstÃ¶rung der linken Schulter beeintrÃ¤chtigt,
die zum Beispiel Ã�berkopfarbeiten nicht mehr zulÃ¤sst. Auch im Ã�brigen
bestehen keine Hinweise auf dauerhafte FunktionsstÃ¶rungen, die eine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung begrÃ¼nden kÃ¶nnten. Insbesondere ergibt sich keine
wesentliche BewegungseinschrÃ¤nkung im Bereich der WirbelsÃ¤ule. Lediglich die
HÃ¼ftbeweglichkeit links zeigt sich um ein Drittel eingeschrÃ¤nkt. Die gut und
seiten- gleich ausgeprÃ¤gte FuÃ�sohlenbeschwielung zeigt, dass aufgrund der
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geÃ¤uÃ�erten Beschwerden im Bereich der unter ExtremitÃ¤ten keine erhebliche
SchonbedÃ¼rftigkeit besteht. Auch wenn im Zuge der vom Sozialgericht
veranlassten Begutachtungen im Vergleich zu dem von der Beklagten eingeholten
Gutachten eine Verschlechterung insofern eingetreten ist, als sich eine
stÃ¤rkergradige EinschrÃ¤nkung der HÃ¼ftgelenksfunktion links zeigte, weichen
die sozialmedizinisch-rechtlichen Beurteilungen aufgrund des klinischen
Gesamteindrucks im Ergebnis nicht voneinander ab.

Die SachverstÃ¤ndigen haben im Ã�brigen schlÃ¼ssig dargestellt, dass die
KlÃ¤gerin unter den genannten EinschrÃ¤nkungen acht Stunden tÃ¤glich arbeiten
kann. Der Senat weist daraufhin, dass nach dem ab 01.01.2001 geltenden Recht
BerufsunfÃ¤higkeit bereits dann nicht vorliegt, wenn eine zumutbare TÃ¤tigkeit
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich ausgeÃ¼bt werden kann, wobei die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist (Â§ 240 Abs.2 Satz 4 SGB VI).

Das Sozialgericht hat die KlÃ¤gerin zutreffend als ungelernte Arbeiterin eingestuft,
der somit nach dem vom Bundessozialgericht entwickelten Mehrstufenschema alle
BerufstÃ¤tigkeiten sozial zumutbar sind, denen sie kÃ¶rperlich, geistig und seelisch
gewachsen ist. Bei der Bestimmung des maÃ�gebenden Berufs des Versicherten ist
grundsÃ¤tzlich von der zuletzt in der Bundesrepublik Deutschland ausgeÃ¼bten
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit auszugehen (vgl.
KassKomm-Niesel Â§ 43 SGB VI Rdnr.21 ff. m.w.N.) und nicht, wie die KlÃ¤gerin
meint, von dem in der Vergangenheit in ihrer Heimat ausgeÃ¼bten Beruf einer
Taxifahrerin. Ein Berufsschutz kann damit schon deshalb, unabhÃ¤ngig von einer
tatsÃ¤chlich erworbenen Qualifikation als Kraftfahrerin, nicht angenommen werden.

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 16.02.2004 war somit zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 19.08.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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